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Um die sogenannte „Verbrenner-De-

batte“ wurde in letzter Zeit viel Getöse 

gemacht. Wer aber genau zuhörte, hat 

außer diesem Krach auch neue Töne ge-

hört. Es gibt einen überlegten Ruf nach 

mehr Flexibilisierung. Auch aus der SPD. 

Und auch von mir.

Ja, ich habe es lange begrüßt, dass ab 

2035 in Europa keine neuen Autos mit 

Verbrennungsmotoren mehr zugelas-

sen werden sollten. Warum? Weil das 

der Wunsch unserer Automobilindus-

trie war. Die Branche wollte klare An-

sagen zum Antriebswechsel, konkrete 

Zeitpläne.

Nun heißt es, ein vollständiges Aus ab 

2035 schade der Branche, könne ihr so-

gar das Genick brechen. Und wir haben 

erlebt, wie das Verbrenner-Aus zu einer 

großen Ausrede für massiven Stellenab-

bau aufgeblasen werden sollte.

Für mich ist klar: Baden-Württemberg 

ist ein Autoland, und so soll es bleiben. 

Wir wollen den Weg zum klimaneutra-

len Verkehr nicht verlassen, aber wir 

wollen auf diesem Weg nicht zerbre-

chen. 

Darum sollten wir offen für Gespräche 

sein. Aber in diesen Gesprächen muss es 

um Lösungen gehen. Oft hören wir doch 

nur Attacken auf eine Jahreszahl: 2035 

muss weg! Und dann?

Wenn das bisherige Verbrenner-Aus 

2035 nicht leistbar ist – welcher Zeit-FO
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ES GEHT UM MENSCHEN UND IHRE 
JOBS – NICHT UM JAHRESZAHLEN!

Liebe Genossinnen, 
liebe Genossen,

Euer 

 

 

 

Andreas Stoch  

plan wäre dann leistbar? Und welche 

Flexibilisierung würde die gefährde-

ten Arbeitsplätze erhalten? 2035 nur 

ein Aus reiner Verbrennermodelle, aber 

nicht für Hybride? Mehr Ausnahmen für 

alternative Kraftstoffe? Und wenn wir 

schon über Jahreszahlen reden: Wenn 

nicht 2035, was dann? 2040? 2050? Wel-

che Pfade traut sich die Branche zu, oh-

ne in eine Krise zu stürzen?

Klar ist auch: Wir wollen unseren Au-

tofirmen helfen, aber wir wollen auch 

etwas dafür haben. Wir wollen, dass 

die Konzerne in diesem riesigen Wan-

del Strategien und Perspektiven ent-

wickeln, die über die Renditen der 

kommenden zwei Jahre hinausreichen. 

Dass sie solide agieren und nicht pa-

nisch. Klare Bekenntnisse und feste Zu-

sagen brauchen wir für den Erhalt der 

Arbeitsplätze. Mit Standortgarantien. 

Mit Investitionen in die Fertigung im 

Land, um die Abhängigkeit vom Aus-

land zu reduzieren.

Mehr Freiräume auf dem Weg zur emis-

sionsfreien Mobilität sind nötig, wenn 

wir einen Branchenbruch verhindern 

wollen. Neue Freiräume sind nötig, denn 

sie ermöglichen einen Change by Design 

statt einem Change by Disaster. Doch 

diese Freiräume sind kein Freibrief für 

Nichtstun oder panische Kahlschläge 

bei der Beschäftigung – zu Lasten der 

Menschen in unserem Land. Dagegen 

wendet sich die SPD mit aller Macht, 

drei Seiten weiter geht es in dieser Aus-

gabe erneut um dieses Thema.

Eine Flexibilisierung des 

vereinbarten Rahmens 

kann es nur dann geben, 

wenn nicht gleichzeitig 

in der Autoindustrie im 

Land in großem Umfang 

Arbeitsplätze abgebaut 

werden. Reden wir erst 

darüber – und dann über 

Jahreszahlen.

Wir von der SPD stehen an der Seite der Beschäftigten, wenn es um die Zukunft des Automobil-Standorts Baden-Württemberg geht.



II	 B A D E N - W Ü R T T E M B E R G � 07/2017 vorwärtsII	 B A D E N - W Ü R T T E M B E R G � 07/2017 vorwärtsII 	 S P D  B A D E N - W Ü R T T E M B E R G � 05 /2025 vorwärtsEXTRA

FO
TO

S:
 F

EL
IX

 F
U

C
H

S,
 P

A
SC

A
L 

SE
EZ

Mit einer ungewöhnlichen 
Aktion haben sich mehrere 
Abgeordnete und Landtags-

kandidierende in Baden-Württemberg 
direkt an Studierende gewandt. Vor 
Universitäten und Hochschulen ver-
teilten sie Postkarten mit einer klaren 
Botschaft: „Du musst leben wie Oskar 
aus der Sesamstra-
ße? Für 500 Euro 
in einem Müllzim-
mer? Wir können 
das ändern.“

Ziel der Aktion war 
es, auf die ange-
spannte Lage vieler 
Studierender auf-
merksam zu ma-
chen und direkt mit 
ihnen ins Gespräch 
zu kommen. In 
zahlreichen Gesprä-
chen zeigte sich vor 
allem eines: Die ho-
hen Mieten in den 
Universitätsstädten 
belasten die Studierenden enorm. Fünf 
der zehn teuersten Hochschulstandorte 
Deutschlands liegen in Baden-Württem-
berg.

Bezahlbarer Wohnraum ist vielerorts 
Mangelware. So leben etwa zum Semes-
terstart in Karlsruhe rund 30 Studie-
rende in Notunterkünften, teilweise 
auf Feldbetten in Abstellräumen. Grün-
de dafür sind hohe Mietkosten, fehlende 
Angebote oder schlicht zu wenig Zeit für 
die Wohnungssuche.

Mehr Wohnheimplätze

Nur zehn Prozent der Studierenden 
haben Zugang zu günstigen Wohn-

heimplätzen. Zwar stellt der Bund 
Fördermittel bereit, doch das Land hat 
bislang keine eigene Linie zur Förderung 
von Wohnheimen eingerichtet. Statt-
dessen wurden 2023 rund 65 Millionen 
Euro aus dem Bundesprogramm in die 
allgemeine Wohnraumförderung um-
geleitet. Wir fordern: Die Mittel müssen 

vollständig in den 
Bau von Studieren-
denwohnheimen 
fließen – und das 
Land sollte die För-
derung mit eigenen 
Mitteln verdop-
peln.

Auch die Studieren-
denwerke stehen 
seit Jahren unter 
Druck. Trotz Infla-
tion hat die Landes-
regierung ihre 
Zuschüsse kaum 
erhöht, was die Ar-
beit der Werke er-
schwert. Die Folgen 

spüren Studierende direkt: teureres und 
schlechteres Mensaessen. Mit einem 
„Solidarpakt Studierendenwerke“ wol-
len wir eine dynamische und inflati-
onsgerechte Finanzierung sichern.

Darüber hinaus leidet die Lehre unter 
der Politik der Landesregierung. Für 
2026 ist eine Nullrunde geplant, die Ein-
sparungen von rund 91 Millionen Euro 
bedeutet. Wichtige Lehrangebote wie 
Tutorien, Übungen und Laborpraktika 
könnten weiter eingeschränkt werden. 
Wir fordern daher eine stabile Hoch-
schulfinanzierung, um die Qualität der 
Lehre zu sichern und Studienabbrüche 
zu verhindern.

Zu Beginn machte Sascha 
Binder deutlich, worauf es 
in den kommenden Mona-
ten ankommt. Er stellte die 
nächsten Schritte im Wahl-
kampf vor und betonte, wie 
wichtig es sei, den Menschen 
zu zeigen, warum es sich 
lohnt, SPD zu wählen.

Andreas Stoch griff diese Li-
nie auf und brachte die po-
litische Ausgangslage auf 
den Punkt: „Schwarz-Grün 
hat das Regieren eingestellt. 
Jetzt ist es an uns, das Land 
wieder nach vorne zu brin-
gen.“ Besonders hob er den 

Einsatz der Kandidierenden 
hervor und dankte ihnen 
für ihre Arbeit in den Wahl-
kreisen. Stoch betonte, dass 
es nun darum gehe, Baden-
Württemberg gerechter, mo-
derner und zukunftsfester zu 
gestalten.

Raphael Brinkert von der 
Agentur BrinkertLück, die 
den Landtagswahlkampf 
begleitet, stellte den ersten 
visuellen Entwurf der neuen 
Kampagne vor und machte 
deutlich: Im Mittelpunkt im 
Wahlkampf stehen die Men-
schen in unserem Land.

ERFOLG GIBT ES 
NUR IM TEAM

Mit voller Energie kamen unsere Kandidierenden für die kom-
mende Landtagswahl in Stuttgart zusammen – gemeinsam 
mit ihren Wahlkampfteams sowie Spitzenkandidat Andreas 
Stoch und Generalsekretär Sascha Binder. Ziel des Treffens 
war es, sich auszutauschen, zu vernetzen und einen ersten 
Einblick auf die neue Kampagne zu gewinnen.

SPD-Landeschef Andreas Stoch und MdL Katrin Steinhülb-Joos verteilen Postkarten mit klarer 
Botschaft: „500 Euro fürs Müllzimmer? Wir können das ändern!“
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TERMINE NOV ’25: 
MI 12. NOV · 19:00 >  Präsidium

FR 14. NOV >  Gremien im Vorfeld zum ordent-

lichen Landesparteitag

SA 15. NOV >  Ordentlicher Landesparteitag

FR 28. NOV · 15:30 >  Präsidium

TERMINE DEZ ’25: 
SA 6. DEZ · 09:30 >  Landesvorstand

HERZLICHE 
GLÜCKWÜNSCHE
NOVEMBER: 50. Parteijubiläum: Evelyn Kletzin, 

Friesenheim • Bernd Leopolder, Bad Wimpfen • 

Dr. Fritz-Karl Neuss, Lahr • Sieglinde Schlager, 

Bischweier • Ann-Christin Schollenberger, Ster-

nenfels • Tillmann Zeller, Bad Mergentheim 55. 

Parteijubiläum: Herbert Grunwald, Hirschberg 

• Dr. Werner Klank, Schramberg • Peter Krössin-

ger, Möglingen • Georg Nelius, Mosbach • Horst 

Ueltzhöffer, Schwetzingen • Gerhard Wenner, 

Oftersheim 60. Parteijubiläum:  Maren Radi-

schewski, Birkenau DEZEMBER: 50. Parteijubi-

läum:  Klaus-Dieter Fink, Hohenstein • Doris 

Freisenich, Ispringen • Peter Ritz, Eislingen • Er-

win Hug, Lörrach • Dr. Bettina Wegner-Reimers, 

Gundelfingen 55. Parteijubiläum:  Hedwig Aya-

sse, Leonberg • Dr. Dieter Spöri, Backnang 60. 

Parteijubiläum:  Eckart Wössner, Trossingen
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Gemeinsam zeigen wir, 
wofür wir stehen. 
Mit starken Plakaten 
zu aktuellen Themen, 
gestaltet für Deinen  
Schaukasten oder 
Dein Bürgerbüro.

Jetzt Wandzeitungs- 
Abo bestellen:

Unsere Politik. Unsere Werte. 
Sichtbar bei Dir vor Ort.

Shop.spd.de
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DAS RÜCKGRAT DER GESELLSCHAFT
Wenn Brände wüten, Städte überflutet 

werden oder Menschen vermisst wer-

den, sind es unsere Ehrenamtlichen, die 

zur Hilfe kommen. Um die Menschen zu 

würdigen, die ihre Freizeit für die gute 

Sache opfern, besuchte Generalsekretär 

Sascha Binder Organisationen, wie das 

THW in Heidelberg, die Hunderettungs-

staffel in Mannheim und das Rote Kreuz 

in Freiburg.

Da ein Bewerber und eine Ersatzbewerberin ihre Kandidaturen für die 
Landesliste der SPD zur Landtagswahl 2026 zurückgezogen haben, muss 
die Liste gemäß den Statuten durch eine Nachwahl ergänzt werden. 
Hierfür findet am Samstag, 15. November 2025 um 15.00 Uhr in der Do-
nauhalle in Ulm eine außerordentliche Landesvertreter:innen- 
versammlung statt. 	  
Der verkürtzte Bewerber:innenschluss ist der 5.11.2025.

VolzJ
Hervorheben

VolzJ
Hervorheben

VolzJ
Rechteck
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Es war kein Besuch mit Schönwet-

terterminen: Zwei Tage lang wa-

ren wir mit Matthias Miersch, dem 

Fraktionsvorsitzenden der SPD im 

Bundestag, im ganzen Land unter-

wegs – und es ging hoch konzentriert 

um die zur Zeit so massiven, fast wö-

chentlich neuen Ankündigungen von 

Stellenabbau gerade in der Automo-

bil- und Zuliefererbranche im Süd-

westen.

Was kann Politik tun? Eine Landesregie-

rung könnte mehr tun als zusehen und mit 

den Achseln zu zucken, gar noch (in Person 

des grünen Verkehrsministers) zu erklären, 

ganze Werksverlagerungen nach Ungarn 

juckten ihn nicht. Was muss Politik tun? 

Zunächst einmal eine klare Haltung ein-

nehmen und ein unmissverständliches 

Signal an die Konzernleitungen senden. 

 

SPD und Gewerkschaften	  
stehen Seit’ an Seit’

Am 1. Oktober haben wir mit Matthias 

Miersch, dem DGB-Landesvorsitzenden 

Kai Burmeister, Baden-Württembergs 

IG  Metall-Chefin Barbara Resch und der 

IG  BCE-Landesbezirksleiterin Catharina 

Clay eine Erklärung veröffentlicht. Ich zi-

tiere in Ausschnitten:

„Gerade in einer solch schwierigen Phase 

müssen wir als Gesellschaft und Politik 

gemeinsam mit den Betrieben Verant-

wortung übernehmen … Auch die Unter-

nehmen müssen ihren Teil leisten und ihre 

Standorte und Arbeitsplätze aktiv sichern. 

Viele Kolleginnen und Kollegen in den 

Betrieben erleben seit Jahren denselben 

Reflex: Kaum tun sich Ergebnislücken auf, 

sollen die Beschäftigten die Zeche zahlen. 

Dieses Muster darf sich nicht fortsetzen. 

Kurzsichtiger Stellenabbau ist keine Ant-

wort auf die Transformation.“

Das ist nicht nur eine Position, sondern 

für uns als SPD ein Leitgedanke für die 

kommende Zeit. Ja, unsere Autobranche 

braucht Unterstützung auch aus der 

Politik, Hilfen und Förderung, um in dieser 

Transformation die Kurve zu kriegen. Aber 

Hilfe kann es nur für die geben, die zu ihrer 

Verantwortung stehen und nachhaltige 

Ziele über kurzfristige Renditen stellen. Für 

uns ist klar: Sowohl in der Transformation, 
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IN STELLUNG GEGEN 
DEN STELLENABBAU

aber auch bei Fragen wie dem Verbrenner-

Aus stehen für uns die Beschäftigten, die 

Existenzen und unser aller Wohlstand im 

Mittelpunkt. Es geht um Menschen. Wie 

immer bei der SPD. 

 

SPD-Fraktion fordert  
Stopp für die Bürokratie

Über ein Übermaß an Bürokratie beschwe-

ren wir uns zu Recht alle, und niemand in 

der Politik verspricht nicht, Bürokratie ab-

zubauen. Aber was gibt es jenseits dieser 

Versprechen? Während die aktuelle Lan-

desregierung aus Grünen und CDU auch 

hier wieder nicht oder fast nicht handelt, 

hat die SPD jetzt einen weiteren konkreten 

Vorschlag vorgestellt: 

•	 DAS BÜROKRATIE-MORATORIUM: Das 

bedeutet, wir fordern die Landesregie-

rung auf, für die nächsten zwei Jahre 

keine neuen bürokratische Belastun-

gen zu verhängen. Also keine neuen 

Regelungen, die in Unternehmen zu 

zusätzlicher Bürokratie führen. Nicht 

zwingend notwendige Vorschriften 

müssen abgebaut werden, neue Ge-

setze und Regelungen müssen Büro-

kratie verringern und nicht erhöhen. 

Eine klare Ausnahme gilt dort, wo 

es um Rechte der Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer oder um faire 

Wettbewerbsbedingungen geht oder 

um Regelungen zum Arbeits- und Ge-

sundheitsschutz, zum Mindestlohn 

oder zur Tariftreue.

•	 Wir fordern auch den Aufbau von 

One-Stop-Agencies in der Verwaltung. 

Das heißt, ein Unternehmen hat für al-

le Belange rund um Genehmigungen, 

Erweiterungen und vergleichbare Ver-

fahren nur einen einzigen Ansprech-

partner bei einer einzigen Behörde, 

nicht ein halbes Dutzend in x verschie-

denen Stellen. Die Odysseen durch die 

Ämter müssen aufhören!

•	 Wir fordern außerdem eine spürbare 

Beschleunigung der Verwaltungs-

digitalisierung. Dabei geht es nicht 

um die bloße Digitalisierung analoger 

Formulare, sondern um eine moder-

ne, mitdenkende Verwaltung, die sich 

weiterentwickelt und -gestaltet. Der 

digitale Rückstand ist groß, aber ge-

rade darin liegt eine enorme Chance 

für mehr Effizienz, Transparenz und 

Bürgernähe. Und wenn einem KI heu-

te Bilder malt, Lieder singt und Texte 

übersetzt – warum kann KI dann nicht 

auch Behördenformulare ausfüllen?

DIE HIOBSBOTSCHAFTEN HALTEN AN: IN DER 

AUTOMOTIVE-BRANCHE IM SÜDWESTEN WIRD ZUR 

ZEIT GEKÜNDIGT WIE SEIT JAHRZEHNTEN NICHT MEHR. 

MUSS DAS WIRKLICH SEIN ODER IST ES EIN PANISCHER 

TREND IM MANAGEMENT? 

Gemeinsam für die Beschäftigten: Matthias Miersch (SPD-Fraktionsvor-
sitzender im Bundestag) und Andreas Stoch (SPD-Fraktionsvorsitzender in 
Baden-Württemberg) informieren sich über die Situation bei Daimler Truck.




